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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


waltung der Hilfsarbeiterſtelle bei der Ge⸗ 


r Gewerbeinſpektor Rohde in Jülich ug de 
e e ee werbeinſpektion Stettin I beauftragt worden. 


iſt nach Schneidemühl verſetzt und mit der 

Verwaltung der dortigen Gewerbeinſpektion 
beauftragt worden. 

Der Gewerbeaſſeſſor Schwarz in Stade 

iſt zum Gewerbeinſpektor ernannt worden. 


Den Gewerbleaſſeſſoren Vertſchewall in 
Iſerlohn und Dr. Neumeiſter in Cöln ist 


Der Regierunge⸗ und Gewerbeſchulrat 
Dr. Ziertmann iſt zum Landesgewerberat 
und ordentlichen Mitglied des Landesgewerbe⸗ 
amts ernannt worden. b 


die planmäßige Stelle eines Hilfsarbeiters 
bei den Gewerbeinſpektionen Iſerlohn bzw. 
Cöln⸗Land verliehen worden. 

Der Gewerbeaſſeſſor Limprich in Poſen 
iſt nach Stettin verſetzt und mit der Ver— 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Der Maſchinenbauſchuldirektor, Profeſſor 
Dipl.-Ing. Lohſe in Cöln iſt zum Regierungs⸗ 
und Gewerbeſchulrat ernannt. Ihm iſt die 
Stelle eines Regierungs- und Gewerbeſchul⸗ 
rats bei den Regierungen in Cöln und Aachen 
mit dem Amtsſitz in Cöln übertragen worden. 


Einſchränkung der Dienſt⸗ und Urlaubsreiſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Die deutſchen Eiſenbahnen ſind unter den gegenwärtigen Verhältniſſen, insbeſondere 
im Intereſſe der Verſorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln und Kohlen genötigt, eine 
weitgehende Einſchränkung des Perſonenverkehrs eintreten zu laſſen. 
getroffenen Maßnahmen können aber nur dann wirken, wenn jeder 
verſtändliche Pflicht erachtet, in dieſer erniten und ſchweren Zeit jede nicht unbedingt er⸗ 
forderliche Reiſe zu unterlaſſen. Dies gilt ebenſo für die Urlaubs- und Dienſtreiſen der 


Berlin W. 9, den 8. Februar 1919. 


Die zu dieſem Zwecke 
einzelne es als ſelbſt⸗ \ 


Pe 
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Beamten, wie für Reifen zu amtlichen oder halbamtlichen Tagungen und Verſammlungen, 
die in letzter Zeit wieder einen erheblichen Umfang angenommen haben. 

Bereits durch meinen Runderlaß vom 29. Oktober 1917 (HMBL S. 337) iſt ange⸗ 
ordnet, daß Dienſtreiſen ohne zwingende Notwendigkeit nicht mehr zu machen ſind. Da 
ſich die Verhältniſſe gegenwärtig noch ſehr viel ungünſtiger geſtaltet haben, iſt fortan eine 
ſtrenge Prüfung der Notwendigkeit von Dienſt⸗ und Urlaubsreiſen unerläßlich. Die Teil⸗ 
nahme an auswärtigen Tagungen und Vereinsverſammlungen wird tunlichſt überhaupt 
zu vermeiden ſein. 

N Ju. Vertretung. 
2B 1 85./[ 1888. Dönhoff. » 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Scheckverkehr bei Staatskaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 17. Februar 1919. 
Anſchließend an die Erlaſſe vom: 
31. Januar 1911 (HMBl. S. 37) und 29. September 1916 
(HMBl. S. 334), betreffend Scheckverkehr bei Staats: 
kaſſen, und 26. April 1918 (HM Bl. S. 203), betreffend 
Gutſchriftsanzeigen öffentlicher Sparkaſſen an Zahlungs 
Statt. 

Die von öffentlichen Behörden, ſtaatlichen Kaſſen oder Gemeindekaſſen ausgeſtellten 
Schecks können von den ftaatlichen Kaſſen an Zahlungs Statt angenommen werden, ohne daß 
die Gutſchrift bei der Reichsbank abgewartet wird, wenn die Behörden uſw. 

a) an die ſtaatliche Kaſſe, an die regelmäßig gezahlt wird, einen dahingehenden 
ſchriftlichen Antrag ſtellen und 

b) die Namen der zur Vollziehung der Schecks berechtigten Beamten der ſtaatlichen 
Kaſſe mitteilen, ’ 

e) die in Zahlung zu gebenden Schecks mit einem Abdruck des Dienſtſtempels ver- 
ſehen und 

d) die Schecks durch einen ein für allemal beſtimmten, perſönlich der ſtaatlichen 
Kaſſe vorgeſtellten Kaſſenboten einliefern laſſen oder dem Einlieferer einen auf 
den Inhaber lautenden amtlichen Ausweis in folgender Faſſung mitgeben: 

„Der Juhaber iſt ermächtigt, für die unterzeichnete Behörde (Kaſſe) 


Schecks bei der. Kaſſe hierſelbſt einzuliefern.“ 
In Vertretung. 
2B. 1 72. Dönhoff. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Jahresberichte und Kriegsberichte. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 17. Februar 1919. 

In Verfolg der in dem Erlaß vom 27. Oktober 1914 (HMBl. S. 514) quê: 
geſprochenen Grundſätze ſind die amtlichen Handelsvertretungen veranlaßt worden, 
während des Krieges von der jährlichen Berichterſtateung über die Lage von Handel und 
Gewerbe in ihrem Bezirk Abſtand zu nehmen. Gleichzeitig iſt in Ausſicht genommen 
worden, daß nach Beendigung des Krieges eine Geſamtdarſtellung der wirtſchaftlichen Vor⸗ 
gänge während des Krieges erfolge. Bei der Zuſammenkunft der amtlichen preußiſchen 
Handelsvertretungen in Berlin am 12. d. M. iſt einhellig der Wunſch ausgeſprochen worden, 
daß auf eine ſolche Geſamtdarſtellung der wirtſchaftlichen Vorgänge während des Krieges 
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verzichtet, dagegen die regelmäßige Berichterſtattung für das jeweils abgelaufene Kalender⸗ 
jahr mit dem Schluſſe des Jahres 1919 wieder aufgenommen werde. Dieſem Wunſche 
ſtimme ich zu und ich erſuche die Handelsvertretungen, dementſprechend zu verfahren. 
Die Veröffentlichung etwaiger Berichte für das Jahr 1918 bedürfen keiner beſonderen 
Genehmigung mehr. 
: Im Auftrage. 
IIa. 498. Neuhaus. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


2. Handelsverkehr. 


Ausfuhr⸗ und Einfuhrbewilligungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 15. Februar 1919. 
Der Herr Reichskommiſſar für Aus⸗ und Einfuhrbewilligung hat mit Rückſicht auf 

die Verkehrserſchwerungen zwiſchen dem beſetzten linksrheiniſchen und dem rechtsrheiniſchen 
Gebiet einen Beauftragten in das beſetzte Gebiet mit dem Wohnſitz in Cöln, Blaubach 15 
entſandt. Der Beauftragte wird für das beſetzte Uinksrheiniſche Gebiet Ausfuhrbewilligungen 
nach den beſtehenden Grundſätzen erteilen. 

| Im Auftrage. 
BAN Neuhaus. 


An die Handelsvertretungen (auch an die weſtlichen im beſetzten Gebiet). 


Preisberechnung für Maßſchuhwaren und Schuhausbeſſerungen. 


Berlin W. 9, den 19. Februar 1919. 

In Ausführung der Ziffer II Abſ. 1 und 2 des Rundſchreibens der Reichsſtelle für 
Schuhverſorgung vom 20. Januar d. J. (Mitteilungen der Reichsſtelle für Schuhverſorgung 
vom 25. Januar 1919, 2. Jahrgang Nr. 1, S. 2) ordnen wir folgendes an: e 

Als zuftändige Behörde, die im Rahmen der Richtſätze der Gutachterkommiſſion für 
Schuhwarenpreiſe beſtimmte Preiſe für Maßarbeiten und für Schuhausbeſſerungen feſtſetzen 
kann, wird in Städten über 10 000 Einwohner die Ortspolizeibehörde, im Landespolizei⸗ 

bezirke Berlin der Polizeipräſident in Berlin, im übrigen der Landrat und in den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen der Oberamtmann beſtimmt. . 8 

Wir erſuchen ferner, die Polizeibehörden und Preisprüfungsſtellen im Sinne des 

Rundſchreibens der Reichsſtelle für Schuhverſorgung vom 20. Januar d. J. zu verſtändigen. 


Miniſterium für Handel und Gewerbe. : Miniſterium des Junern. 
Im Auftrage. 5 Im Auftrage. 
Neuhaus. von Jarotzky. 


IIb. 681 M. f. 6. — Va. 48 II M. d. F. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und den 
Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg Ƒ 


Wirtſchaftliche Maßnahmen auf dem Tertilgebiete. 
Bekanntmachung über Errichtung einer preußiſchen Landesſtelle für Tertilwirtſchaft. 
I. Mit Zustimmung des Reichswirtſchaftsamts wird für das Gebiet des Preußiſchen 
Staates bei dem Miniſterium für Handel und Gewerbe eine Landesſtelle für Textilwirtſchaft 
errichtet. 


II. Die Landesſtelle hat für die Dauer der Geltung der Verordnung des Bundes⸗ 
rats vom 27. Juni 1918 (RGBl. S. 671) an der Erfüllung der Aufgaben der Reichsſtelle 
für Textilwirtſchaft ſowie der einzelnen Reichswirtſchaftsſtellen (§ 1 a. a. O.) mitzuwirken. 


! 
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Insbeſondere liegt ihr ob, im Rahmen dieſer Verordnung ſowie der Verordnung der Reichs⸗ 
regierung vom 1. Februar 1919 (RGBl. S. 174) und der Bekanntmachung des Staats⸗ 
ſekretärs des Reichswirtſchaftsamts vom gleichen Tage (RGBl. S. 175) 

1. für Preußen die Berückſichtigung der Intereſſen von Induſtrie und Handel 
auf dem Textilgebiete, namentlich unter Beteiligung der amtlichen Handels⸗ 
vertretungen in geeigneten Fällen zu fördern, 

2. den Verkehr der Reichsſtellen und der Reichswirtſchaftsſtellen mit den dem 
Miniſterium für Handel und Gewerbe nachgeordneten ſtaatlichen und kommunalen 
Behörden zu vermitteln, 

3. die Reichsſtelle und die Reichswirtſchaftsſtellen bei Durchführung ihrer Maßnahmen 
zu unterſtützen und nötigenfalls eigene Anordnungen zu dieſem Zwecke zu treffen. 

Die ſtaatlichen und kommunalen Behörden haben den Erſuchen der Landesſtelle zu 
entſprechen. Das Gleiche gilt für die amtlichen Handelsvertretungen. 

III. Anſchriften ſind zu richten an die Landesſtelle für Textilwirtſchaft in Berlin W. 9, 
Leipziger Straße 2 (Telephon: Zentrum 10756, 7611). 

IV. Der Vorſitz der Landesſtelle wird dem Geheimen Ober-Regierungsrat Schulze 
übertragen. Zu ſeinem Stellvertreter wird der Geheime Regierungsrat Gohlke ernannt. 

V. Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem 1. März d. Is. in Kraft. 


Berlin, den 22. Februar 1919. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


In Vertretung. 
IIb. 949. Dönhoff. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
f Speiſerolle der Kauffahrteiſchiffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 18. Februar 1919. 
Nach einer Angabe der Seetransportzentrale Stettin haben einzelne Seemannsämter 


die Seeleute nach verſchiedenen Speiſerollen angemuſtert. Ich weiſe deshalb darauf hin, 


daß nach der Polizeiverordnung, betreffend die Speiſerolle der Kauffahrteiſchiffe, vom 
16. April 1918 (HMBl. S. 141) für die in Preußen beheimateten Kauffahrteiſchiffe, fo 
lange ſie zwiſchen Häfen des Inlandes verkehren oder auf der Fahrt von einem inlän⸗ 
diſchen nach einem ausländiſchen Hafen begriffen find, lediglich die in der Polizeiverord— 
nung vorgeſehene Speiſerolle maßgebend iſt. 

In Vertretung. 


II 974./öIIb 777. : Dönhoff. 
An die Herren Regierungspräſidenten der Seefahrtsbezirke. 


Schulgeld der aus dem Heeresdienſte zurückkehrenden Seefahrtſchüler. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 20. Februar 1919. 
Nach dem Erlaſſe vom 12. April 1916 (HM Bl. S. 124) können kriegsinvalide See⸗ 


fahrtſchüler unter den daſelbſt angegebenen Vorausſetzungen vom Schulgeld ganz oder 


teilweiſe befreit werden. Mit Rückſicht auf die inzwiſchen weiterhin für Kriegsteilnehmer 
an ſtaatlichen gewerblichen Fachſchulen uſw. allgemein durch den Erlaß vom 22. v. M. 
(HMBl. S. 30) getroffenen Beſtimmungen über Schulgelderlaß ermächtige ich Sie, auch 
ſolchen bedürftigen und würdigen Kriegsteilnehmern, die über die für den Seefahrtſchul⸗ 
beſuch erforderliche praktiſche Vorbildung verfügen und von denen nach ihren beſonderen 
Anlagen mit Sicherheit erwartet werden kaun, daß fie das Ziel der Seefahrtſchulen in der 
normalen Zeit erreichen, das Schulgeld von vornherein ganz oder teilweiſe zu erlaſſen. 
Wenn Kriegsteilnehmer in einen Lehrgang an Seefahrtſchulen, für den ſie das Schulgeld 
vor dem Eintritt in den Heeresdienſt bereits entrichtet hatten, wieder eingetreten ſind, 
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bleiben fie in jeden Falle von der nochmaligen Entrichtung des Schulgeldes für dieſen 
1 9 befreit. Über die etwaige Rückzahlung von Schulgeld an Seefahrtſchüler behalte 
ich mir die Beſtimmung vor. N 

Im Auftrage. 


II. 709. von Meyeren. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
:: . ͤ y . ᷣĩðͤ d ² wm ]˙ 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Fachausſchüſſe im Bäckerei⸗ und Konditoreigewerbe. 


Der Staatsſekretär des Reichsarbeitsamts. Berlin, den 14. Januar 1919. 


Die Verordnung vom 2. Dezember 1918”) geht von der Annahme aus, daß die 
Konmmmalverbände, denen in den §§ 58, 74 der Reichsgetreideordnung die Regelung des 
Verbrauchs übertragen iſt, dieſe Aufgabe ſelbſtändig erfüllen. Schließen ſich jedoch mehrere 
Kommunalverbände zu gemeinſamer Regelung des Verbrauchs zuſammen, {o beſteht kein 

edenken, für die Bezirke dieſer Kommunalverbände einen gemeinſamen Fachausſchuß zu 
beſtellen und die Zahl ſeiner Beiſitzer den Bedürfniſſen entſprechend zu erhöhen. Als 
Beiſitzer dürfen nach dem Sinne des 8.3 Abſ. 2 der Verordnung vom 2. Dezember 1918 


auch die Vorſitzenden und Angeſtellten von Berufsvereinen ernannt werden. 
In Vertretung. 
| gez. Caspar. 
An den Lebensmittelverband Groß-Berlin in Berlin. 


—ñ ͤ—— 


) Rc Bl. S. 1897. 


a 2. Reichsverſicherungsordnung. 


I. Buch. (Gemeinſame Vorſchriften.) 


Ortslöhne. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 20. Februar 1919. 


Die Geltungsdauer der letzten, Ende 1913 feſtgeſetzten Ortslöhne iſt durch die Be⸗ 
kauntmachung vom 3. Juli 1916 (Rey Bl. S. 658) bis zum Schluſſe des Kalenderfahrs ver⸗ 
längert worden, das dem Jahre folgt, in welchem der Krieg beendet iſt. Die Prüfung der 
Frage, ob die geltenden Ortslohnfeſtſetzungen noch den tatſächlichen Verhältniſſen entſprechen 
und gegebenenfalls eine Zwiſchenfeſtſetzung der Ortslöhne vorzunehmen iſt, bleibt gemäß 
§ 149 RVO. den Oberverſicherungsämtern überlaſſen, die alſo ſelbſtändig das Bedürfnis 
nach anderweiter Feſtſetzung der Ortslöhne auf Grund ihrer Kenntnis der örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu prüfen haben. Eine vom Oberverſicherungsamte dementſprechend vorgenommene 
Zwiſchenfeſtſetzung der Ortslöhne würde danach vorausſichtlich bis zum Schluſſe des Jahres 
1920 gelten. 

N Im Auftrage. 
Meyeren. 


An das Oberverſicherungsamt in N. 
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II. Buch. (Krankenverſicherung.) 


Rechnungsnachweiſungen der Krankenkaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 15. Februar 1919. 


In Übereinſtimmung mit dem Reichsarbeitsamte genehmige ich, daß die Orts⸗, Lande, 
Betriebs und Innungskrankenkaſſen auch für das Jahr 1919 an Stelle der nach § 30 der 
Bekanntmachung vom 9. Oktober 1913 über Art und Form der Rechnungsführung der 
Krankenkaſſen (Zentralbl. f. d. Deutſche Reich S. 1009) vorgeſehenen Nachweiſungen ledig⸗ 
lich den Rechnungsabſchluß, die Vermögensnachweiſung und die Mitgliedernachweiſung — 
Muſter 1, 2, 3a und 3b — einreichen. 

Ich erſuche, durch die Verſicherungsämter die Krankenkaſſen von der Fortdauer der 
vereinfachten Berichterftattung auch für das Jahr 1919 in Kenntnis zu ſetzen. 


Im Auftrage. 
III 1005. von Meyeren. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg und die Herren Regierungspräſidenten. 


Beſtellung von Kaſſenbeamte als Vollſtreckungsbeainte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 18. Februar 1919. 


Nach § 404 Abſ. 4 der Reichsverſicherungsordnung kann die Gemeindeaufſichtsbehörde 
die geſchäftsleitenden Beamten der Krankenkaſſen als Vollſtreckungsbeamte beſtellen. Bei 
Ausführung dieſer Vorſchrift iſt es als ſelbſtverſtändlich angeſehen worden, daß nur ſolche 
Beamte der Krankenkaſſen zu Vollſtreckungsbeamten beſtellt werden können, denen die 
Rechte und Pflichten der ſtaatlichen oder gemeindlichen Beamten übertragen worden ſind 
(8 359 Abſ. 4 a. a. O.), da es ſich um Verwaltungsgeſchäfte handelt, die ſonſt nur von 
öffentlichen Behörden oder Beamten wahrgenommen werden. 

Nachdem durch die Verordnung vom 5. Februar d. Is. (RGBl. S. 181) der Abſ. 4 
des 8 359 a. a. O. beſeitigt, die auf Grund jener Beſtimmungen getroffenen landesrecht⸗ 
lichen Vorſchriften und Anordnungen aufgehoben und den Kaſſenangeſtellten dieſe Rechte 
und Pflichten genommen worden ſind, übrigens auch der Begriff des „Beamten“ der 
Krankenkaſſen (§ 359 Abſ. 1 RVO.) beſeitigt worden tít, find die vorgenommenen Be⸗ 
ſtellungen von Beamten der Krankenkaſſen zu Vollſtreckungsbeamten hinfällig geworden 
KP ch AC alsbald zurückzunehmen. Neue Beſtellungen dürfen nicht mehr vorgenommen 
werden. 

Sie wollen hiernach das Weitere veranlaſſen. 


Im Auftrage. 
III 1171. von Meyeren. 


„An den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg und die Herren Regierungspräſidenten. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Werkſtatteinrichtungen für Fach: und Fortbildungsſchulen. 
Berlin W. 9, den 5. Febrnar 1919. 


In dem Exlaß des mitunterzeichneten Miniſters für Handel und Gewerbe vom 3. De⸗ 
zember v. 3. — IV 542611 — iſt auf die Notwendigkeit hingewieſen, daß der Unterricht 
an den Fortbildungs- und Fachſchulen in vollem Umfang wieder aufgenommen wird und 
insbeſondere auch Lehrgänge in Werkſtattarbeit eingerichtet werden. Dafür iſt Voraus⸗ 
ſetzung, daß hinreichende Einrichtungen vorhanden find und die beſtehenden in möglichſt 
weitem Umfang ausgenutzt werden. 

Während des Krieges ſind mit Aufwendung erheblicher öffentlicher Mittel in Lazaretten, 
Schulen und Betrieben Werkſtätten zur beruflichen Ausbildung und zur Beſchäftigung von 
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Kriegsbeſchädigten geſchaffen worden. Dieſe Einrichtungen werden für die nächſte Zeit zum 2 
Teil noch ihrem urſprünglichen Zwecke erhalten bleiben müſſen, um insbeſondere auch zur : 
Nachſchulung von Kriegsbeſchädigten verwendet zu werden, die nur eine kurze Ausbildung 
für kriegswirtſchaftliche Arbeit haben erhalten können. Sie werden daneben auch für die 
Ausbildung von Kriegsteilnehmern benutzt werden können, die nicht kriegs beſchädigt find. 
Einzelne dieſer Werkſtätten werden von der bürgerlichen Kriegsbeſchädigtenfürſorge dauernd Ả 
a geführt werden, um Schwerbeſchädigten eine für fie geeignete Arbeitsgelegenheit zu 
gaffen. 


Soweit dieſe Werkſtätten nicht mehr für Heereszwecke oder für Zwecke der Kriegs⸗ 
beſchädigtenfürſorge verwendet werden, empfiehlt es ſich, dafür zu ſorgen, daß ihre Ein⸗ 5 
richtungen ſoweit als möglich für Zwecke der beruflichen Ausbildung erhalten bleiben. 
Namentlich wird es ſich darum handeln, die aus Reichsmitteln beſchafften Maſchinen und 
Werkzeuge Fach⸗ und Fortbildungsſchulen zu überweiſen, damit dieſe imſtande ſind, für \ 
die zurückkehrenden Kriegsteilnehmer Fachkurſe mit praktiſchen Unterweiſungen abzuhalten 
und im planmäßigen Unterrichte Werkſtattunterricht einzuführen. d 

Die ſtellvertretenden Generalkommandos und ſonſtige Dienſtſtellen werden angewieſen, Ậ 
wenn bei der etwa notwendigen Auflöſung von Werkſtätten die amtliche bürgerliche Kriegs⸗ j 
beſchädigtenfürſorge ihre Einrichtungen nicht zu erwerben beabſichtigt (vergl. Kriegsminiſterial⸗ ` 
Erlaß vom 20. Dezember 1918 Nr. 1712 18 ©. 1), mit den örtlichen Trägern von Fach⸗ 
und Fortbildungsſchulen zu underhandeln und ihnen die Einrichtungen zu billigen Preiſen k 
zur Verfügung zu ſtellen. Ich, der mitunterzeichnete Miniſter für Handel und Gewerbe, 
bin bereit, für die Beſchaffung von Werkſtatteinrichtungen, die au Fach- und Fortbildungs⸗ 
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ſchulen überwieſen werden, entſprechend den mir zur Verfügung ſtehenden Mitteln ange⸗ - 
meſſene Beihilfen zu bewilligen. e 4 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. e e 1 
DỤ) Đông: Schultzen. 1 
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An die Herren Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten und ſtellvertretenden General- 
kommandos. 
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“ Bücherſchau. 
(Die Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Preußiſchen Regierungs- und 
Gewerberäte und Bergbehörden für 1914 bis 1918“ wird im April d. Is. in der 
Reichsdruckerei fertiggeſtellt werden. Für ihren Bezug iſt folgendes zu beachten: 

Wegen der Papierknappheit werden nur ſoviel Abdrucke hergeſtellt werden, wie bis 
zur Drucklegung beſtellt ſein werden. Die Beſtellungen ninunt die Direktion der Reichs⸗ 
druckerei hier SW. 68, Oranienſtraße 91, bis zum 31. März d. Is. entgegen. Der genaue 
Preis des Werkes kann erſt feſtgeſetzt werden, wenn deſſen Umfang feſtſteht. Er wird, 
ſobald dies der Fall iſt, bekannt gemacht werden. Wenn das Werk, wie zu erwarten iſt, N 
ungefähr 50 Bogen umfaßt, wird er für einen broſchierten Abdruck 12,25 % und für einen ` 
in Ganzleinen gebundenen Abdruck 14,50 N betragen. Die Koſten für Verpackung und 
Abſendung trägt die Reichsdruckerei, die Portokoſten der Sendungen müſſen die Beſteller 
tragen. Bei der Beſtellung iſt anzugeben, ob broſchierte oder gebundene Abdrücke des 
Werkes gewünſcht werden. Die Koſten werden bei der Überſendung von der Reichsdruckerei 
durch Nachnahme erhoben werden. i 4 

Die Jahresberichte werden diesmal in erſter Linie eine Darſtellung des Ein— 4 
fluſſes des Krieges auf alle die Gebiete des gewerblichen Lebens bringen, u 
die den Gegenſtand der amtlichen Wirkſamkeit der Gewerbeaufſichtsbeamten i 
und ihrer regelmäßigen Jahresberichte bilden. 
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